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Sefeh- Sammlung 


für die 


(Nr. 6636.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. April 1867., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung mehrerer Chauſſeen im 
Kreiſe Ratibor. 


Nahen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau folgender 
Chauſſeen im Kreiſe Ratibor, Regierungsbezirks Oppeln: 1) von Boſatz in der 
e auf Gleiwitz über Rauden bis an die Grenze des Kreiſes Rybnik mit 
einer Abzweigung nach dem Bahnhofe Nendza, ) von Ratibor in der Richtung 
auf Coſel bis zur Kreisgrenze, 3) von der Hebeſtelle Wilhelmsdorf der Ratibor⸗ 
Leobſchützer Chauſſee über Pawlau und Polniſch⸗Krawarn bis an die Kreisgrenze 
in der Richtung auf Ober⸗Glogau, 4) von der Hebeſtelle Neugarten der Ratibor⸗ 
Troppauer Chauſſee über Studzienna, Bojanow, Kranowis, Kuchelna, Bolatik 
nach Deutſch⸗Krawarn, 5) von der Chauſſee nach Deutſch⸗Krawarn über Binko⸗ 
witz und Haatſch bis an die Landesgrenze in der Richtung auf Mähriſch⸗Oſtrau 
mit Abzweigungen nach Hultſchin und dem Bahnhofe Annaberg, zur direkten 
Verbindung der letztgenannten beiden Punkte, 6) von der Landesgrenze bei 
Petrzkowitz über Hultſchin, Beneſchau und Deutſch⸗Krawarn bis an die Kreis⸗ 
grenze bei Troppau, und 7) von der Ratibor⸗Rybniker Chauſſee bei Lucaſine, 
abzweigend über Lubom bis an die Kreisgrenze bei Klein⸗Gorzütz in der Rich⸗ 
tung auf Bahnhof Groß⸗Peterwitz in Oeſterreich, genehmigt habe, verleihe Ich 
hierdurch dem gedachten Kreiſe das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen 
erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- 
und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem 
Kreiſe Ratibor gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung 
der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des In die Staats Chauffeen jedesmal geltenden ar oe , einjchließ- 
lich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der 
jonftigenädie Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtim⸗ 
mungen auf den Staaks⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch ver⸗ 
leihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld - Tarife vom 29. Februar 1840. ange⸗ 
hängten Beſtimmungen wegen der Chauffee-Wolizeivergehen auf die gedachten 
Straßen zur Anwendung kommen. f 

Jahrgang 1867. (Nr. 66366637.) 82 ; Der 


Ausgegeben zu Berlin den 20. Mai 1867. 
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Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
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Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 1. April 1867. 


5 Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Jr. 6637.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Ratiborer Kreiſes im Betrage von 150,000 Thalern. Vom 1. April 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Ratiborer Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 10. November 1866. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel theilweiſe im 
Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten 
Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit inskupons ver⸗ 
ſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen 
Betrage von 150,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im 
Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, 
in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von 
Obligationen zum Betrage von 150,000 Thalern, in Buchſtaben Einhundert und 
funfzig Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


25,000 Thaler à 1000 Thaler, 
500 


2040 0 2.% 
40% ũ¶ 9—:— 100 
30750 
AU Se 


— 150,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1868. ab mit jährlich einem halben 84 
vom Jahre 1887. ab aber mit wenigſtens jährlich Einem Prozent des Kapitals 
unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Se enen zu tilgen 
find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit 
der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die 

daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen 
zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 9 5 
a 


a — 619 2 
„Das vorſtehende Privilegium, welches Wir Aae der Rechte Dritter 

ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 

Gegeben Berlin, den 1. April 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


provinz Schlefien, Regierungsbezirk Oppeln. 
Obligation 


des 
Ratiborer Kreiſes 
Pitt E 
UBER. Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund der untem beſtätigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 


10. November 1866. wegen Aufnahme einer Darlehnsſchuld von 150,000 Thalern 
bekennt ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Ratiborer Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu⸗ 
bigers unkündbare Verſchreibung zu einer Schuld von ..... Thalern Preußiſch 
Kurant nach dem geſetzlich 1 Münzfuße, welche für den Kreis kontrahirt 
worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 150,000 er geſchieht vom 
Jahre 1868. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von einem halben Prozent, vom Jahre 1887. ab von wenigſtens Einem Prozent 
jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 2 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch „ 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1868. ab in dem ee 
Monate September jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, . 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 

(Nr. 6637.) 82* Num⸗ 


an . 2 u. 
Nummern und Beträge, fowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen 


ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei 
und Einen Monat vor Sein ine in dein mtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Oppeln, in dem Kreisblatte des Ratiborer Kreiſes, ſowie in zwei 
in der Provinz erſcheinenden Zeitungen. | 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten ift, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem erzinſet. 
| Die Ua 10 der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Ratibor oder an anderen bekannt zu machenden 
ns „und zwar auch in der nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgen: 
den Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nicht 
erhobenen Ahnfen „verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil I. 
Titel 51. §. 120. seg, bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Ratibor. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verfährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1870. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Ratibor gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deal 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. N 

Zur N der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter- 
ſchrift ertheilt. 

5 N “ b 
Die ſtandiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Ratiborer Kreise. 


8 


Ta 


1 Sole, Weckenngsbeik pet. 
zins-Rupon 


zu der 
Kreis⸗Obligation des Ratiborer Kreiſes 
inv. „ ber Thaler zu .. Prozent Zinſen über 


er Thaler ... Silbergroſchen .. Pfennige. 


Der Inhaber e Znskapons empfängt gegen . gehe in 15 
Deit vom , h 1 Don e e e ies ee 
ſpäterhin die Zinſen 1 0 en eis⸗ Obligation für 5 Halbjahr en 
re bis .... mit (in Buchſtaben) „Thaler . Silbergroſchen Pfe e 
bei der Kreis⸗ el zu Muller 

ieee Eden 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im 1 Ratiborer greif | 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn 
deſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier aden 
nach der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Schleſten, Regierungsbezirk Oppeln. 
Tai o n 


i zur ; 
Kreis-Obligation des Ratiborer Kreiſes. 

Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen le Rückgabe zu der 
Obligation des Nallbore Kreiſes Littr...... „„ he | à fünf 
Prozent Zinſen die te Serie Zinskupons fü ji r die fünf Sabre 18.. bis 18.. bei 
der Kreis: „Kommunalkaſſe zu 1 Ratibor, falls der Inhaber der Obligation nicht 
rechtzeitig e erhoben 9 


ten 
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Die ſtandiſche Kreiskommiſſton f den Chauſſeebau im Ratiborer Kreiſe. 
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(Nr. 6638.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. April 1867., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee im 
Kreiſe Groß⸗Strehlitz des Regierungsbezirks Oppeln von Schlawentſchütz 
über Ujeſt bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Peiskretſcham. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee im Kreiſe Groß⸗Strehlitz des Regierungsbezirks Oppeln von Schla⸗ 
wentſchütz üßer Ujeſt bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Peiskretſcham 
genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Groß⸗Strehlitz das Expro⸗ 
riationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen 
as Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach 
Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
dieſe Straße Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der 
künftigen ae Unterhaltung der Straße das Recht an Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſch ießlich der in demſelben enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Se betreffenden 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
eld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
Polteevegehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 8. April 1867. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 6639.) Konzeſſions- und Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn 
von Cöslin über Stolp nach Danzig durch die Berlin - Stettiner Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft, und einen Nachtrag zu den Statuten der letzteren. Vom 
24. April 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


Nachdem die Berlin Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft in der General⸗ 
verſammlung ihrer Aktionaire vom 21. Januar 1867. beſchloſſen hat, ihr 115 | 
neh⸗ 


/® f 


ns . | 
nehmen nach Maaßgabe des dem Geſetze vom 13. März 1867. beigefügten Ver⸗ 


trages vom 21. November 1866, auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von 


Cöslin über Stolp nach Danzig im Anſchluſſe an die Stargard⸗Cösliner 


Eiſenbahn auszudehnen, wollen Wir der gedachten Geſellſchaft 5 Unſere 
landesherrliche Genehmigung ertheilen und den anliegenden, auf Grund der Be⸗ 
lüſſe der , ausgefertigten Nachtrag zu den Statuten der 

Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft hiermit beſtätigen. Zugleich beſtimmen 
Wir, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. No⸗ 
vember 1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, namentlich diejenigen über 
die Expropriation, auf das vorgedachte Unternehmen einer Eiſenbahn von Cöslin 
über Stolp nach Danzig Anwendung finden ſollen. 

Die gegenwärtige Beſtätigung und Genehmigung iſt nebſt dem Statuten⸗ 
Nachtrage durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 24. April 1867. 
(L. S.) Wilhelm, 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


„„ 
zu den 


am 12. Oktober 1840. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statuten der Berlin⸗ 
Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Geſetz-Samml. von 1840. S. 305. ff.) 


5. 1. 


Das Unternehmen der Berlin Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft wird auf die 


Erbauung und den künftigen Betrieb einer Zweigbahn von Station Cöslin über 
Stolp nach Danzig nach Maaßgabe des zwiſchen dem Geheimen Regierungsrath 
eiſe und dem Geheimen Baurath Koch, als Kommiſſarien des Ministers für 
andel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, einerſeits, und der Berlin-Stettiner 
Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch deren Direktorium, andererſeits, unter dem 
21. November vorigen Jahres geſchloſſenen Vertrages ausgedehnt. Die neue 
(Ir. 66396640.) Zweig⸗ 


an 


Zweigbahn bildet einen integrirenden Theil des Berlin - Stettiner Eiſenbahn⸗ 
Unternehmens und finden auf dieſelbe alle Beſtimmungen der 1 be⸗ 
1990 5 Geſellſchafts- Statuten, namentlich auch des Geſetzes vom 3. 
1838., Anwendung. 

$. 2. 


Die ſpezielle theme der neuen Zweigbahn wird von dem Königlichen 
Handelsminiſterium feſtgeſtellt. Von dem feſtgeſtellten Bauplane darf nur unter 
beſonderer Genehmigung des gedachten Miniſteriums abgewichen werden. 


§. 3. 


Das zur Ausführung des neuen Unternehmens, desgleichen zum entſprechen⸗ 
den Ausbau der Anſchluß⸗Bahnhöfe IR Cöslin und Danzig erforderliche Anlage⸗ 
kapital wird auf zehn Millionen Thaler feſtgeſetzt. 


$. 4. 


Die Beſchaffung dieſes Anlagekapitals erfolgt durch Ausgabe von vier⸗ 
prozentigen, vom Staate mit 32 Prozent garantirten Prioritäts⸗Obligationen zum 
Geſammt⸗Nominalwerthe von zehn Millionen Thaler. 

Die Bedingungen, unter denen die Kreirung und Emiſſion⸗dieſer Obliga⸗ 


tionen erfolgt, werden durch ein beſonderes Allerhöchſtes Privilegium feſtgeſetzt. 


(Nr. 6640.) Privilegium wegen Ausgabe von zehn Millionen Thaler in vierprozentigen 
Prioritäts Obligationen der Berlin Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft, Be— 
hufs, des Baues einer Zweigbahn von Cöslin über Stolp nach Danzig. 
Vom 24. April 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von Seiten der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund 
des von der Generalverſammlung ihrer Aktionaire am 21. Januar 1867. gefaßten 
Beſchluſſes, ſowie des mit Unſerer Genehmigung geſchloſſenen, dem Geſetze vom 
13. März 1867. beigefügten Vertrages vom 21. Nee 1866. über die Er⸗ 
bauung und den künftigen Betrieb einer Zweigbahn von Köslin über Stolp nach 
Danzig darauf angetragen worden iſt, ihr 9 dieſem Zwecke die Aufnahme einer 
Anleihe von zehn Millionen Thaler gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender 
und mit Zinsſcheinen verſehener Prioritäts⸗Obligationen zu lau und Wir 
lich Ausführung dieſer Zweigbahn unter dem heutigen Tage Unſere landesherr⸗ 
iche Genehmigung erthellt haben, wollen Wir in Berückſichtigung der Gemein⸗ 
nützigkeit dieſes Unternehmens und in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 
17. Sumi 1833. durch gegenwärtiges Privilegtum die Emiſſion gedachter Obliga⸗ 
tionen unter nachſtehenden Bedingungen genehmigen. N 


ee 


ovember 


SH: 

Die Prioritäts⸗Obligationen, welche auf der Rückſeite einen Abdruck dieſes 
Privilegiums enthalten, von drei Mitgliedern des Direktoriums unterzeichnet, von 
dem Rendanten der Geſellſchaft gegengezeichnet und mit dem Stempel der Ge⸗ 
ſellſchaft verſehen werden müſſen, werden im Geſammtbetrage von 22,000 Stück, 
von denen 4000 Stück, jede über 1000 Thaler, von Nr. 1. bis 4000., 8000 Stück, 
jede über 500 Thaler, von Nr. 1. bis 8000., 10,000 Stück, jede über 200 Thaler, 
von Nr. 1. bis 10,000. lauten, unter der Bezeichnung: 


„Berlin-Stettiner Eiſenbahn-Obligation, VI. Emiſſion“, 
nach dem anliegenden Schema 1. ſtempelfrei ausgefertigt. 


Jeder Obligation werden Zinskupons auf zehn Jahre und ein eee 
zur Erhebung fernerer Kupons nach dem anliegenden Schema II. beigegeben. 
Dieſelben werden von dem Direktorium nicht unterzeichnet, ſondern erhalten nur 
Bieſelber ats ſtempelt den Stempel der Geſellſchaft und die Unterſchrift des Kon⸗ 
Dieſe Kupons, ſowie der Talonſchein, werden alle zehn Jahre zufolge be⸗ 
ſonderer Bekanntmachung erneuert. Die Ausreichung der neuen Serie erfolgt an 
den Präſentanten des Talonſcheines, ſofern nicht dagegen von dem Inhaber der 
Obligation bei dem Direktorium ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden iſt. Im 
Falle eines ſolchen Widerſpruches erfolgt die Ausreichung an den Inhaber der 
Obligation. Dieſe Beſtimmung wird auf dem Talonſchein beſonders vermerkt. 


$. 2. 

Die Prioritäts⸗Obligationen werden mit vier Prozent jährlich verzinſt und 
die Zinſen in halbjährlichen Terminen, am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres, 
in Stettin und in Berlin berichtigt. Zinſen von Priorität Obligationen, deren 
Erhebung innerhalb vier Jahren, von dem in dem betreffenden Kupon bezeichneten 
Zahlungstage an, nicht geſchehen iſt, verfallen der EL ſchaft. Hat der Staat in 
dem betreffenden Jahre zur Verzinſung der Prioritäts⸗Obligationen Zuſchüſſe leiſten 
müſſen, ſo wird der Betrag der nicht abgehobenen und verfallenen Zinskupons 
verhältnißmäßig zwiſchen dem Staate und der Geſellſchaft getheilt. 


F. 3. 

Die Inhaber der Wrioritäts-Obligationen find auf Höhe der darin ver⸗ 
schriebenen Kapitalbeträge und der dafür nach $. 2. zu zahlenden Zinſen Gläubiger 
der Berlin: Stettiner Ei a ee Sie haben in dieſer Eigenſchaft in 
Anſehung der Zweigbahn von Cöslin über Stolp nach Danzig und deren Be⸗ 
triebsmittel ein unbedingtes Vorzugsrecht vor den Inhabern der Stammaktien 
und der auf Grund der landesherrlichen e vom 25. Juni 1848. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1848. S. 194.), vom 18. Auguſt 1856. (Geſetz⸗Samml. für 1856. 
S. 756.), vom 6. September 1858. (Geſetz-Samml. für 1858. S. 530.), vom 
21. Juni 1861. (Geſetz⸗Samml. für 1861. S. 433.) und vom 18. Juli 1865. 
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8 br Samml. für 1865. S. 876.) emittirten älteren Prioritäts⸗Obligationen 

der Berlin - Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. Auch in Anſehung des übrigen 
Geſellſchaftsvermögens haben fie ein Vorzugsrecht vor den Inhabern der Stamm⸗ 
aktien. Den Inhabern der auf Grund der landesherrlichen Privilegien vom 
25. Juni 1848, vom 18. Auguſt 1856., vom 6. September 1858., vom 21. Juni 
1861. und vom 18. Juli 1865. emittirten Prioritäts⸗Obligationen verbleibt dagegen 
in Anſehung des übrigen eben gedachten Geſellſchaftsvermögens das denſelben ver- 
ſchriebene Vorzugsrecht. 


§. 4. 


Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen in dem durch $. 10. und $. 12. 
des obengedachten Vertrages vom 21. November 1866. feſtgeſetzten Umfange der 
Amortiſation von einem halben Prozent des Anlagekapitals unter Sa der 
durch die eingelöſten Prioritäts⸗Obligationen erſparken Zinſen. Der Geſellſchaft 
bleibt jedoch vorbehalten, mit Genehmigung Unſeres Handelsminiſters nicht nur 
den Tilgungsfonds zu verſtärken, ſondern auch die ſämmtlichen noch nicht getilg⸗ 
ten Obligationen zur Rückzahlung mit Einem Male zu kündigen. 

Die Beſtimmung der jährlich zur Tilgung kommenden Obligationen ge- 
ſchieht durch Auslooſung Seitens des Direktoriums mit Zuziehung eines das 
Protokoll führenden Notars in einem vierzehn Tage zuvor einmal öffentlich be— 
kannt gemachten Termine, zu welchem Jedermann der Zutritt freiſteht. 

Die Bekanntmachung der Nummern der ausgelooſten Prioritäts⸗Obliga⸗ 
tionen, ſowie eine etwaige allgemeine Kündigung, erfolgt durch dreimalige Ein⸗ 
rückung in die öffentlichen Blätter, die erſte Einrückung muß mindeſtens drei 
Monate vor dem beſtimmten Zahlungstermine ſtattfinden. 

Die Einlöſung der ausgelooſten Obligationen geſchieht am 1. Oktober des 
betreffenden Jahres; die Einlöſung der gekündigten Obligationen kann ſowohl am 
1. April als am 1. Oktober jeden Jahres ſtattfinden. 

Die Rückzahlung erfolgt in beiden Fällen nach dem Nennwerthe gegen 
Auslieferung der Obligationen an deren Präſentanten zu Berlin oder Stettin 
nach der Wahl des Berechtigten. 

Die t der Obligationen hört an dem Tage auf, an welchem ſie 
zur Zurückzahlung fällig ſind. Wird dieſe in Empfang genommen, ſo müſſen 
zunächſt die ausgereichten Zinskupons, welche ſpäter als an jenem Tage verfallen, 
mit der fälligen Obligation eingeliefert werden, geſchieht dies nicht, jo wird der 
Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekürzt und zur Einlöſung 
dieſer Kupons verwendet. 

Die im Wege des Tilgungsverfahrens eingelöſten Obligationen werden 
unter Beobachtung der oben wegen der Auslooſung vorgeſchriebenen Form ver⸗ 
brannt; diejenigen, welche im Wege der Kündigung oder der Rückforderung 
(efr. $. 7.) eingelöſt werden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 

Ueber die Ausführung der Tilgung wird dem für das Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
nehmen beſtellten Staatskommiſſarius jährlich Nachweis geführt. 8.5 

5. 


. 5. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen amortiſirt werden, 
fo wird ir berge Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen er⸗ 


laſſen. 
bar gewordene, an die Geſellſchaft zurückgelieferte und gänzli 
Obligationen werden neue dergleichen angefertigt. 

5 Angeblich verlorene oder vernichtete Zinskupons dürfen nicht amortiſirt 
werden. 


ür dergeſtalt amortiſirte, ſowie auch für zerriſſene oder ſonſt unbrauch⸗ 
zu kaſſirende 


F. 6. 

Die Nummern der zur Zurückzahlung fälligen, nicht zur Einlöſung vor⸗ 
1 1 0 Obligationen werden während zehn Jahren nach dem Zahlungstermine 
jährlich einmal von dem Direktorium der Geſellſchaft Behufs der Empfang⸗ 
nahme der Zahlung öffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche nicht inner⸗ 
halb eines Jahres nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einlöſung vorgezeigt 
werden, ſind werthlos, welches von dem Direktorium, unter Angabe der werthlos 
gewordenen Nummern, alsdann öffentlich zu erklären iſt. Die Geſellſchaft hat 


wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtung mehr, doch kann ſie deren 


gänzliche oder theilweiſe Bezahlung vermittelſt eines Beſchluſſes der General⸗ 
verſammlung aus Billigkeitsrückſichten gewähren. 


F. 7. 
Außer den in F. 4. gedachten Fällen ſind die Inhaber der Obligationen 


berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Fällen von der Geſellſchaft in Stettin 


zurückzufordern: a 


a) wenn fällige Zinskupons, ungeachtet ſolche gehörig au Einlöſung prä⸗ 
ſentirt worden, länger als drei Monate unberichtigt bleiben; 


b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen oder 
anderen dieſelben erſetzenden Maſchinen länger als ſechs Monate aufhört, 


e) wenn die F. 4. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht inne gehal⸗ 
ten wird. | 


In den Fällen zu a. und b. kann das Kapital an demſelben Tage, wo 
einer dieſer Fälle eintritt, zurückgefordert werden; in dem Falle zu e. iſt dagegen 
eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu beobachten. 

Das Recht zur Zurückforderung dauert in dem Falle zu a. bis zur Zah⸗ 
lung des betreffenden Zinskupons, in dem Falle zu b. bis d n e 
des unterbrochenen Transportbetriebes, das Recht der Kündigung in dem Falle 


zu C. drei Monate, von dem Tage ab, an welchem die Tilgung der Obligationen 


hätte erfolgen en Die Kündigung verliert indeſſen ihre rechtliche Wirkung, 
wenn die Geſe ſchaft die nicht eingehaltene Amortiſation nachholt und zu dem 
Ende binnen längſtens drei Monaten nach erfolgter Kündigung die Ausloofung 
der zu amortiſirenden Prioritäts⸗Obligationen nachträglich bewirkt. . 
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Bei Geltendmachung des vorſtehenden Rückforderungsrechts ſind die In⸗ 
haber der Prioritäts⸗Obligationen ſich an das geſammte bewegliche und unbeweg⸗ 
liche Vermögen der Geſellſchaft zu halten befugt. 


F. 8. 

So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritäts⸗ Obligationen 1 
ſind oder der Einlöſungsbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft keines 
ihrer Grundſtücke, welches zum Bahnkörper oder zu den Bahnhöfen gehört, ver⸗ 
äußern, auch eine weitere Aktien⸗Emittirung oder ein Anleihegeſchäft nur dann 
unternehmen, wenn den gegenwärtig kreirten, ſowie den früher emittirten Prioritäts⸗ 
Obligationen für Kapital und Zinſen das Vorrecht vor den ferner auszugebenden 
Aktien oder aufzunehmenden Anleihen vorbehalten und geſichert iſt. 


F . 


Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
müſſen in den Preußiſchen Staatsanzeiger zu Berlin, in die Neue Stettiner Sei 
tung und in die eee zu Stettin eingerückt werden. Sollte eines dieſer 
Blätter eingehen, ſo genügt die Bekanntmachung in den beiden anderen bis zur 
anderweitigen, mit Genehmigung Unſeres Handelsminiſters zu treffenden Beſtim⸗ 
mung; fie muß aber unter allen Umſtänden jederzeit in einer der zu Berlin er⸗ 

ſcheinenden Zeitungen erfolgen. 5 


Zur Urkunde dieſes haben Wir das gegenwärtige Privilegium, welches 
durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu 1 iſt, Allerhöchſteigenhändig voll 
zogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen. 


Gegeben Berlin, den 24. April 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


Berlin. Stettiner Eifenbahn-Obligation 
cel Emiffion) 


Mae über 1000 Thaler Preußiſch Kurant. 
: Mo über 500 Thaler Preußiſch Kurant. 
e über 200 Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat an die Berlin⸗Stettiner e ee 
Eintauſend Thaler Preußiſch Kurant , 
Fünfhundert Thaler Preußiſch Kurant, 
Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant 
zu fordern, als Antheil an dem, durch das umſtehend beigefügte Allerhöchſte Pri⸗ 
vilegium autoriſirten Darlehne. 
Die Zinſen mit vier Prozent für das Jahr ſind gegen Rückgabe der Zins⸗ 


zu erheben. 
Stettin, den 5 18. 


Direktorium de Berlin - Stettiner Sienbapneelicat 
(Drei Unterſchriften.) 
(Trockener Stempel.) 


Eingetragen Gegengezeichnet. 
Obligationsbuch Fol.... Der Hauptkaſſen⸗Rendant. 


N. 


5 


ſcheine halbjährlich am 1. April und 1. Oktober bei unſerer Geſellſchaftskaſſe . 


(Swarzig Zursſcheine und Ein Talı 


Zinsſchein See Ma... 


Berlin: Stettiner Eifenbabn-Obligation 
(VI. Emiſſion) 


es | . 
1 5 % uber 1000 Thaler, . 1 
BE e über 500 Thaler, (Staatsſtempel) (Trockener Stempel) 
S 5 „ber. 200 e a 5 
5 sr, 
== e e ak Sa les an : 
ET ehn Thaler at Inhaber iges am 5 
A Vier Thaler f „ 
i 888 bei unferer Sarnen zu De | 
ee Stettin, den . ann rer 18. 
um der Berlin. Stettiner BASEL 
Ausgefelgt 


nt des Kontroleurs.) 


ee 


Talonſchein 
zur 
Berlin Stettiner Eiſenbahn-Obligation 
(VI. Emiſſion) 
Me über 1000 Thaler, 
„ über 500 Thaler, (Staatsitempel.) (Trockener Stempel.) 
„ über 200 Thaler. 

Gegen Rückgabe dieſes Talonſcheins iſt die .. te Serie der Zinsſcheine nach 
beſonders dazu erlaſſener Aufforderung bei unſerer Geſellſchaftskaſſe entgegenzu⸗ 
nehmen, ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation gegen dieſe Ausxeichung 
bei dem unterzeichneten Direktorium ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden iſt. 


Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung an den Inhaber 
der Obligation. 


Stettin denn ͤů ae 18. 


Direktorium der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 


Ausgefertigt. 


(Unterſchrift des Kontroleurs.) 
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(Nr. 6641.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. April 1867., betreffend die Genehmigung zur Her 
ſtellung einer Eiſenbahn von den Steinbrüchen bei Rüdersdorf nach dem 
Bahnhofe Petershagen der Berlin-Cüſtriner Eiſenbahn. 


Ai Ihren Bericht vom 18. April d. J. will Ich zur Anlage einer, aus den 
verfügbaren Mitteln des Staats zu erbauenden Eiſenbahn von den Steinbrüchen 
bei Rüdersdorf nach dem Bahnhofe Petershagen der Berlin⸗Cüſtriner Eiſenbahn 


Meine Genehmigung ertheilen. Zugleich beſtimme Ich, daß für dieſe Bahn das 


Expropriationsrecht, ſowie das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
Grundſtücke nach den Vorſchriften der N 8. bis 19, des Geſetzes über die Eifen- 
(Nr, 66406642) a bahn⸗ 
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bahn Unternehmungen vom 3. November 1838. (Gefe-Samml. S. 505.) zur 90 
Anwendung kommen ſoll. 1 


Berlin, den 27. April 1867. 


Wilhelm. 
| Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Jr. 6642.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Mai 1867., betreffend die Behandlung der aus den 
Herzogthümern Schleswig und Holſtein eingehenden Geſuche um Legiti- 
mation außerehelich erzeugter Kinder und um Adoption, ſowie wegen Um⸗ 
legung der Jurisdiktion. 


Ai Ihren Bericht vom 30. April d. J. beſtimme Ich, daß die aus den 
Herzogthümern Holſtein und Schleswig eingehenden Geſuche um Legitimation 
außerehelich erzeugter Kinder und um Adoption, ſofern es ſich dabei nicht um 
Annahme oder Führung eines adeligen Namens handelt, ſowie die aus den ge⸗ 
dachten Herzogthümern eingehenden Geſuche wegen Umlegung der Jurisdiktion 
Meiner Entſcheidung nicht ferner unterbreitet, vielmehr von Ihnen auf Grund dieſer 
generellen e e ee erledigt werden ſollen. 
ai ; 


Berlin, den 4. 
Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. 


An den Juſtizminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


